
UMSETZUNGSMODELLE ZUR EIDGENÖS­

SISCHEN «QUOTEN-INITIATIVE»

von Dr. Werner Seitz

Die eidg. Volksinitiative «Für eine gerechte Vertretung
der Frauen in den Bundesbehörden (Initiative 3. März)>>
wurde am 21. März 1995 mit rund 110'000 gültigen Un­
terschriften bei der Bundeskanzlei eingereicht. Sie for­
dert eine verfassungsmässig garantierte «gerechte Ver­
tretung der Frauen» in folgenden fünf Bereichen: in der
Bundesverwaltung, im Nationalrat, im Ständerat, im
Bundesrat und im Bundesgericht. Im folgenden soll der
Frage nach der «wahltechnischen» Umsetzbarkeit der
Forderungen der «Quoten-Initiative» nachgegangen wer­
den, und zwar zuerst in jenen vier Bereichen, in denen
keine komplizierten Eingriffe nötig sind (Bundesverwal­
tung, Bundesrat, Bundesgericht und Ständerat), und
anschliessend in jenem Bereich, in dem das Wahlproze­
dere stärker verändert wird (Nationalrat).

1. Bundesverwaltung (Artikel 4, Absatz 2,~.

Satz der Bundesverfassung)

Die erste Bestimmung der «Quoten-Initiative» sagt, dass
«das Gesetz ... für eine ausgewogene Vertretung der
Frauen in den Verwaltungen (zu sorgen habe), insbe­
sondere in der allgemeinen Bundesverwaltung, in den
Regiebetrieben und an den Hochschulen». Anders als bei
den anderen vier anvisierten Bereichen macht die
«Quoten-Initiative» bei der Bundesverwaltung keine
präzisen Angaben über die zahlenmässige Vertretung der
Frauen. Es kann somit angenommen werden, dass hier
dem Gesetzgeber ein gewisser Ermessensspielraum zu­
gestanden wird und dass diese erste Bestimmung der
Volksinitiative primär darauf abzielt, die Umsetzung des
Gleichstellungsgesetzes und von bereits beschlossenen
Massnahmen zu forcieren~ solche sind namentlich die
Weisungen des Bundesrates «über die Verbesserung der
Vertretung und der beruflichen Stellung des weiblichen
Personals in der allgemeinen Bundesverwaltung» (1991).

2. Bundesrat (Art. 95 BV)

Nach dem Vorschlag der «Quoten-Initiative» soll die
Bundesregierung weiterhin aus sieben Mitgliedern be­
stehen, wobei «mindestens drei von ihnen ... Frauen»
sein sollen. Da es schon heute eine verfassungsmässige
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und zwei informelle Quoten gibt, vergrössert sich mit
dieser Mindestquote die Zahl der bereits bestehenden
Quoten für die Wahl in den Bundesrat. In der Bundes­
verfassung verankert ist die sogenannte Kantonsklausel:
Artikel 96 bestimmt, dass pro Kanton nur eine Person
wählbar ist. Diese Quote ist - gewissermassen als
«Negativquote» - weniger einschränkend als die ange­
strebte Geschlechterquote l Informeller Art sind sodann
die sprachregionale und die parteipolitische Quote: Der
Anspruch der lateinischen Schweiz auf n1indestens zwei
Sitze im Bundesrat wurde seit der Gründung des Bundes­
staates von 1848 fast ausnahmslos eingehalten, die «Zau­
berformel» betreffend die parteipolitische Zusammen­
setzung des Bundesrates (2 FDP, 2 CVP, 2 SPS und 1
SVP) gilt seit 1959.
Wahltechnisch gesehen bietet die Einführung der Ge­
schlechterquote für den Bundesrat keine besonderen Pro­
bleme: Zu den erwähnten bereits bestehenden Quoten
gesellte sich neu die Quote «mindestens drei Frauen».
Da die Wahl in den Bundesrat nach dem Majorzsystem
erfolgt, würden nach einer Annahme der «Quoten-Initia­
tive» diejenigen Personen als gewählt gelten, \velche die
vorgegebenen Quoten erfüllten und am meisten Stimmen
erhielten.
Mit der Einführung einer Geschlechterquote würde die
Manövrierfähigkeit der vereinigten Bundesversammlung
(National- und Ständerat) bei der Wahl des Bundesrates
eingeschränkt. Gleichzeitig würde aber auch der Druck
auf die Bundesratsparteien verstärkt, fähige Kandidatin­
nen in möglichst vielen Kantonen zu suchen und für sol­
che Ämter aufzubauen.

3. Bundesgericht (Art. 107 BV)

Für das Bundesgericht bestimmt die «Quoten-Initiative»,
dass «der Anteil der weiblichen Mitglieder und Ersatz­
mitglieder ... je mindestens 40 Prozent» betragen soll.
Wie bei der Wahl in den Bundesrat wird hier eine nach
oben offene Mindestquote für die Frauen festgelegt.
Auch für die Wahl in das Bundesgericht bestehen bereits
heute eine verfassungsmässige und eine informelle Quo­
te,. diese sind jedoch ebenfalls weniger rigide als die vor­
gesehene Geschlechterquote. In der Bundesverfassung
festgelegt ist die Bestimmung, dass «darauf Bedacht ge­
nommen werden (soll), dass alie drei Amtssprachen des

1 Eine «Negativquote» ist die Kantonsklausel deshalb, weil sie die
doppelte Repräsentation eines Kantons inl Bundesrat ausschliesst. Sie
ist insofern weniger einschränkend, weil sie von den 26 Kantonen nur
deren 6 als Herkunftskantone verbietet.
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Bundes vertreten seien» (Art. 107). Informeller Art ist
die weitgehend eingehaltene Praxis bezüglich der partei­
politischen Zusammensetzung .des Bundesgerichts; fast
alle Gewählten gehören - nach einem gewissen Ver­
teilungsschlüssel- einer Bundesratspartei an.
Wie bei der Wahl in den Bundesrat müsste nach An­
nahme der ,<Quoten-Initiative» das Verfahren für die
Wahl in das Bundesgericht nicht stark geändert werden.
Die Quote «mindestens 40 Prozent» müsste strikte, die
sprachregionale und die parteipolitische Quote nach
Möglichkeit eingehalten werden. Wahltechnisch gesehen
sind diese Quoten problemlos zu bewältigen - vor allem,
weil die Wahl ins Bundesgericht nach den1 Majorzsystenl
erfolgt. Es gelten einfach diejenigen Personen als ge­
wählt, welche die vorgegebenen Quoten erfüllen und am
meisten Stimmen erhalten haben. Wie bei der Wahl in
den Bundesrat schränkt die Geschlechterquote die Aus­
wahlmöglichkeit der vereinigten Bundesversammlung
ein und verstärkt den Druck auf die Bundesratsparteien,
mehr Frauen politisch zu rekrutieren.

4. Ständerat (Art. 80 Abs. 1, 2. und 3. Satz,
sowie Abs. 2 BV)

Die Wahl des Ständerates ist weitgehend Sache der Kan­
tone; die Bundesverfassung bestimmt nur, dass jeder
Kanton zwei und jeder Halbkanton eine Person in den
Ständerat delegiert. Die «Quoten-Initiative» will nun
diese Verfassungsbestimmung ergänzen um den Zusatz,
dass «jeder Kanton ... eine Frau und einen Mann
(wählt). In den geteilten Kantonen wählt jeder Landesteil
eine Abgeordnete oder einen Abgeordneten». Die Initia­
tive überlässt die Ausführungsbestimmungen den Kanto­
nen, in deren Kompetenz die Wahl in den Ständerat liegt.
Gegenwärtig wählen alle Kantone, mit Ausnahme des
Kantons Jura, ihre Ständeratsdelegation nach dem Ma­
jorzsystenl.
Nach Annahme der «Quoten-Initiative» müssten die
Wahlen für den Ständerat in den Kantonen dahingehend
geändert werden, dass nicht mehr jene beiden Kandidie­
renden mit den meisten Stimmen, sondern je die Kandi­
datin und der Kandidat mit den meisten Stimmen ge­
wählt sind. (Für den Kanton Jura, der das Proporzsystem
kennt, gelten die Ausführungen zu den Nationalratswah­
len; siehe dazu unten, Kapitel 5).
Die Bestimmung der «Quoten-Initiative», wonach die
sechs Halbkantone (OW, NW, BS, BL, AI, AR) «eine
Abgeordnete oder einen Abgeordneten» wählen können,
lässt es zu, dass im Ständerat nach einer allfälligen Ein­
führung der Geschlechterquote keine strikte Geschlech­
terparität herrschen wird. Die sechs Halbkantone werden
nämlich durch die Bestimmung, dass sie «eine Abgeord­
nete oder einen Abgeordneten» wählen können, gewis­
sermassen von der Geschlechterquote entbunden. So
könnte es selbst nach Annahme der «Quoten-Initiative»
vorkommen, dass im 46köpfigen Ständerat ein Ge­
schlecht mit bis zu 6 Sitzen mehr als das andere Ge-

1 1

schlecht vertreten wäre - dann nämlich, wenn die 20
Vollkantone, wie vorgegeben, je eine Frau und je einen
Mann in den Ständerat delegierten, die 6 Halbkantone
jedoch alle nur je eine Frau bzw. einen Mann. Der
Frauen- bzw. Männeranteil im Ständerat könnte sich
somit zwischen 43,50/0 und 56,50/0 bewegen.

5. Nationalrat (Art. 73 Abs. 1 BV)

Die eigentliche Knacknuss bei der Umsetzung der «Quo­
ten-Initiative» stellen - aus wahltechnischer Sicht - die
Nationalratswahlen dar. Für die Wahlen in den Natio­
nalrat verlangt die «Quoten-Initiative», dass «die Dif-
ferenz zwischen der weiblichen und der nlännlichen
Vertretung in einem Kanton ... nicht mehr als eins» be­
tragen darf. 2

Anders als bei den Wahlen inden Bundesrat, ins Bun­
desgericht oder in den Ständerat, welche alle nach dem
Majorzsystem durchgeführt werden (und daher die For­
derungen der «Quoten-Initiative» ohne grosse Probleme
umsetzen können), stellen sich bei den Wahlen in den
Nationalrat, aufgrund des herrschenden Proporzsystems,
knifflige Probleme. Diese sind jedoch lösbar. Zwar exi­
stieren keine erprobten Umsetzungsmodelle, es bestehen
jedoch Modelle, welche die Berner Stadtregierung für
eine Volksabstimmung über die Einführung einer Ge­
schlechterquote für das Stadtparlament (1995) vom Ad­
vokaturburo Daniel Arn und Ueli Friederich entwickeln
liess. Weitere Modelle wurden von einer ExpertInnen­
gruppe zuhanden des Vereins «Quoten-Inititative» dis­
kutiert, ausgearbeitet und überprüft. 3

5.1. Keine Umkrempelung, nur eine Ergä·nzung des
Wahlsystems

Weil die «Quoten-Initiative» nicht die bestehenden Be­
stimmungen für die Nationalratswahlen verändert, son­
dern diese nur mit der Geschlechterquote ergänzen will,
fallen einige der möglichen Modelle ausser Betracht. Als
Umsetzungsmodelle für die «Quoten-I~itiative»kommen

2 Wie beim Bundesrat und beim Bundesgericht sind auch beim Natio­
nalrat Quoten bereits heute nichts Unbekanntes. Der 200köpfige Na­
tionalrat ist bekanntlich jene Parlamentskammer, in der die Gesamt­
bevölkerung der Schweiz vertreten ist. Jedem Kanton steht eine be­
stimmte Anzahl von Sitzen zu Verfügung, wobei die Zahl der Natio­
nalratssitze proportional zur Grösse der Bevölkerungszahl variiert: Je
grösser die Bevölkerungszahl eines Kantons, desto mehr Sitze stehen
diesem im Nationalrat zu (das Quorum pro Sitz beträgt 1/200 der Ge­
samtbevölkerung in der Schweiz).
Artikel 72 der Bundesverfassung bestimmt nun aber, dass im Natio­
nalrat jeder Kanton oder Halbkanton mindestens mit einem Sitz ver­
treten sein muss (obwohl für die Kantonsvertretung der Ständerat be­
steht). Gemäss Bundesverfassung steht somit auch jenen Kantonen ein
Sitz iln Nationalrat zu, die eine Bevölkerungszahl aufweisen, die nie­
driger ist als 1/200 der Gesamtbevölkerung. Solche kantonalen «Quo­
ten-Sitze» im Nationalrat sind gegenwärtig die Sitze aus den Kantonen
Uri, Obwalden, Nidwalden und Appenzell Innerrhoden.

3 Mitglieder ,dieser ExpertInnengruppe waren Kathrin Arioli, Claudia
Balocco, Astrid Epiney, Hans Hirter, Regula Mader, Patricia Schulz,
Wemer Seitz, Christina Stoll.



nur jene in Frage, welche folgenden drei Verfassungsbe­
stimmungen (Art. 72 und 73) Rechnung tragen:

I. der Nationalrat besteht aus 200 Personen;
2. die Kantone bilden die Wahlkreise;
3. die Wahl in den Nationalrat erfolgt nach dem Proporz­
system.

Zu diesen bestehenden Verfassungsbestimmungen
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kommt nun die neue Bestimmung der «Quoten-Initia­
tive», wonach die Differenz pro Wahlkreis zwischen den
gewählten Frauen und Männern nicht grösser als 1 sein
darf.
Wie Texttabelle I zeigt, lässt es die Bestimmung der
«Quoten-Initiative» zu, dass im 200köpfigen Nationalrat
- wie schon im Ständerat - keine strikte Geschlechterpa­
riliit herrschen wird: Es besteht die Möglichkeit, dass ein
Geschlecht mit 16 Sitzen übervertreten ist. Der Grund

Texttabelle 1
Umsetzung der «Quoten-Initiative» im Nationalrat

Kanton Sitze im Kantonstypen
Nationalrat
(Stand
1995/99)

Majorz-Kantone Kantone mit gerader Kantone mit ungerader
Sitzzahl Sitzzahl (- keine
(- Geschlechter-Parität) Geschlechter-Parität)

Zürich 34 Parität
Bem 27 Parität plus 1
Luzem 10 Parität
Uri 1 freigestellt
Schwyz 3 Parität plus 1

Obwalden 1 freigestellt 0,0
Nidwalden 1 freigestellt 0,0
Glarus 1 freigestellt
Zug 3 Parität plus 1
Freiburg 6 Parität

Solothum 7 Parität plus 1
Basel-Stadt 6 Parität
Basel-Landschaft 7 Parität plus I
Schaffhausen 2 Parität
Appenzell A.Rh. 2 Parität

Appenzell I.Rh. 1 freiges tell t
St. Gallen 12 Parität
Graubünden 5 Parität plus 1
Aargau 15 Parität plus 1
Thurgau 6 Parität

Tessin 8 Parität
Waadt 17 Parität plus 1
Wallis 7 Parität plus I
Neuenburg 5 Parität plus 1
Genf 11 Parität plus 1
Jura 2 Parität

10



dafür liegt einerseits bei den 5 Majorzkantonen (UR, GL,
OW, NW, AI), in denen nur 1 Sitz zu vergeben ist und
die von der Geschlechterquotierung ausgenommen sind,
und andrerseits bei jenen 11 Proporzkantonen, in denen
eine ungerade Sitzzahl zu vergeben ist (solche Kantone
sind gegenwärtig BE, SZ, ZG, SO, BL, GR, AG, VD,
VS, NE, GE). Der Frauen- bzw. Männeranteil im gesam­
ten Nationalrat könnte sich somit nach Einführung der
Geschlechterquote zwischen 46% und 54% bewegen. In
einigen Kantonsdelegationen ist die Spannweite zwi­
schen dem maximalen und dem minimalen Anteil noch
grösser.
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5.2. Die Bestimmungen der Quoten-Initiative anhand
der Nationalratswahlen 1995

Bei den Nationalratswahlen 1995 wurden 43 Frauen und
157 Männer gewählt. Betrachten wir - wie dies die
«Quoten-Initiative» vorschlägt - die Frauenanteile in den
einzelnen Wahlkreisen, so hatten 1995 nur gerade drei
Kantone die Vorgabe der «Quoten-Initiative» erfüllt:
Schaffuausen, Appenzell Ausserrhoden (beide je eine
Frau und ein Mann) und Graubünden (zwei Frauen und
drei Männer). Wie Texttabelle 2 zeigt, hätten in 18
Vollkantonen 49 Mandate von den Männern zu den

Texttabelle 2
Nötige Umverteilungen gemäss «Quoten-Initiative»
anhand der Ergebnisse der Nationalratswahlen 1995

Kanton Gewählte Frauen Gewählte Männer Umverteilungen Gewählte Frauen Gewählte Männer
1995 1995 (sämtliche von gemäss gemäss

Männem zu «Quoten-Initiative» «Quoten-Initiative»
Frauen)

Zürich 14 20 3 17
Bem 5 22 8
Luzem 3 7 2
Uri 1 freigestellt
Schwyz 3 1.

Obwalden 1 freigestellt
Nidwalden 1 freigestellt
Glarus 1 freigestellt
Zug 3 I
Freiburg 5 2

Solothum 1 6 2 4
Basel-Stadt 1 5 2 3
Basel-Landschaft 2 5 1 4
Schatfbausert i 1

..
Parität 1

Appenzell A.Rh. . r Parität 1

Appenzell I.Rh. 1 freigestellt
St. Gallen 3 9 3

Grauptlndeo ... ···•····· 2 3 PariUitplus
Aargau 3 12 4
Thurgau 6 3

Tessin 8 4
Waadt 4 13 4
Wallis 7 3
Neuenburg 5 2
Genf 2 9 3
Jura 2 1



Frauen umverteilt werden müssen: Die meisten Mandate
in den Kantonen Sem (8), Aargau, Tessin und Waadt Ue
4). Nach dieser Umverteilung hätte der Frauenanteil im
Nationalrat 46% betragen.

Die Frage ist nun, nach welchen Kriterien diese Um ver­
teilungen innerhalb der Kantone vorgenommen werden
sollen. Die Expertinnenkommission des Vereins «Quo­
ten-Initiative» hat zwei mögliche Modelle vorgeschla­
gen:
I. «Proporzwahl mit Korrektur»
2. «Listenvorschrift mit Korrektur»

5.3. «Proporzwahl mit Korrektur»

Bei diesem Umverteilungsmodell behalten die bisheri­
gen Bestimmungen des Wahlrechts bis zur Mandatsver­
teilung aufdie Wahllisten ihre Gültigkeit. So bleiben
einerseits sämtliche Rechte im Vorfeld der Wahlen unge­
schmälert: Die Parteien sind frei bzgl. der Listengestal-
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tung und der abzuschliessenden Listenverbindungen, und
die Wählenden haben weiterhin die Möglichkeit, die
Wahllisten zu verändern (kumulieren, panaschieren,
streichen). Andrerseits behalten auch die gesetzlichen
Bestimmungen betreffend das Sitzverteilungsverfahren
ihre Gültigkeit: Die Mandate werden, wie bisher, pro
Wahlliste und aufgrund der erhaltenen Stimmen und ge­
mäss den Proporzregeln ermittelt.
Neu ist jedoch, dass die Personen mit den besten indivi­
duellen Ergebnissen vorerst nur provisorisch als gewählt
betrachtet werden. Zuerst muss nämlich abgeklärt wer­
den, ob die Geschlechterquote im Kanton - die Differenz
zwischen gewählten Männern und Frauen darf nicht
grösser als I sein - erreicht worden ist oder nicht. Ist dies
nicht der Fall, so muss eine Unwerteilung vorgenommen
werden.
Das Modell «Proporzwahl mit Korrektur», das dabei zur
Anwendung kommt, berücksichtigt zwei Elemente: den
Stimmenanteil, den das untervertretene Geschlecht (das
sind meistens die Frauen) auf einer Wahlliste erreicht

Texttabelle 3
Beispiel für das Umverteilungsverfahren «Proporzwahl mit Korrektur»
Nationalratswahlen 1995: Solothurn (7 Sitze)

Partei Erhaltene Gewählte Umverteilung Schlussverteilung
Stimmen 1995.

Doppel- Provisorisch Doppel- Provisorisch Umverteilung Gemäss
quotient Gewählte quotient Gewählte insgesamt «Quoten-Initiative»

Gewählte

FDP Korrektur 1: FDP FDP

Frauen 66'863 0 2,13 1 0,53 I +1 I

Männer 62'700 2 '" 1 I -1 1.....
CVP CVP

50'099 0,41 1 0,41 1
'.

I 1Frauen 1

tr ••••••Männer 61'404 1 1 1 . ·.r .. '.li> '\ . lr
Korrektur 2: SP

..... ..,... ' ...... '...
SP ':'.SP / ..... ..

2;03
..

+1 1Frauen 63'786 0 2,03 0

Männer 62'742 2 2 1 q 'r 1

FP .... FP

Frauen 6'119 0 0,12 0 0,12 0 0

Männer 49'378 1 1 1 I

v
.. .....

Kor.:ekturl:Fop ......." K()rr~ktur 2: Sp·' Kantonstotal..... .... .... ........:•.. ..... :..............:: ...•.............•.....~ .... :........... ....•...... .' .'
T" .•.

.... :.
·:ir <r ·.C)r

•••••••••••

II :'i 2 Iil<i .: ..
3 +2 3~
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hat, und den Anteil, den die Frauen unter den Gewählten
ausmachen. Diese beiden Elemente werden in der For­
Inel des «Doppelquotienten» miteinander in eine Bezie­
hung gesetzt.

Stimmen des untervertretenen Geschlechts
(Sitze des untervertretenen Geschlechts +1)

Doppelquotient =

Stimmen des übervertretenen Geschlechts
Sitze des übervertretenen Geschlechts

Der Doppelquotient, der für jede Wahlliste berechnet
wird, zeigt an, wieviele Stimmen die Frauen und wie­
viele die Männer für ihre Mandate aufbringen mussten.
Dort wo die Frauen viel zum Gesamtergebnis der Wahl­
liste beigetragen haben, ohne mandatsmässig entspre­
chend davon zu profitieren (im Verhältnis zu den Män­
nern), wo also die Frauen anl stärksten «WasserträgerJn­
nen» für die Männer waren - dort ist der Doppelquotient
am grössten, und dort wird korrigiert: Der am schlech­
testen gewählte Mann muss der am besten nicht gewähl­
ten Frau Platz machen.
Ist nach einer solchen Korrektur die Quote inl Kanton
noch nicht erreicht, wird der Doppelquotient für jede Li­
ste erneut berechnet. Es wird solange umverteilt, bis die
kantonale Geschlechter-Quote erreicht ist.

Texttabelle 3 (Solothum), Anhangtabelle 1 (Bern) und
Anhangtabelle 3 (Tessin) illustrieren die Funktionsweise
des Modells «Proporzwahl mit KOITektur», wobei die
Texttabelle 3 das einfachste Beispiel darstellt.
• Ausgangspunkt des Solothurner Beispiels in Textta- .

belle 3 ist das Faktum, dass bei den Nationalrats·­
wahlen 1995 eine Frau und sechs Männer gewählt
wurden. Gemäss «Quoten-Initiative» müssen somit
zwei Mandate von den Männern zu den Frauen
unlverteilt \\'erden. Die erste Umverteilung erfolgt bei
der FDP, welche mit 2,13 den höchsten Doppel­
quotienten hat, die zweite bei der SP (Doppelquotient
2,03). Bei di~sen beiden Parteien ist der Doppelquo­
tient besonders gross, weil einerseits die Kandidatin­
nen sogar mehr Stimmen erzielten als die Männer4

und weil andrerseits je beide Sitze an die Männer
gingen. Nach dieser Umverteilung sind die Delega­
tionen von FDP, CVP und SP paritätisch
zusammengesetzt; die FP bleibt rein männlich.5

• Beim Beispiel des Kantons Bern (Anhangtabelle 1)
müssen bedeutend mehr Umverteilungen - insgesalnt
deren 8 - vorgenommen werden, da sich unter den 27
Gewählten nur gerade 5 Frauen befinden. Betroffen
von dieser Umverteilung sind die SVP (3), die SP
(2), die FDP, die CVP und die GP (alle je 1). Nach
der Umverteilung sind namentlich die rot-grünen
Parteien mehrheitlich weiblich: Bei den Grünen
(FGA und GP) gehen beide Mandate an Frauen, und

4 Auf der SP- und der FDP-Liste kandidierten je 4 Frauen und 3
Männer.

5 Zu den Abkürzungen der Parteien siehe Anhang
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bei der SP sind die Frauen mit 5 gegen 3 Männer in
der Mehrheit; ebenfalls in Frauenhand ist das einzige
Mandat der CVP. Paritätisch ist sodann die FDP­
Delegation zusamrnengesetzt (2:2), während die SVP
mit 5:3 eine :Nlännermehrheit aufweist. Keine Ände­
rungen wurden - neben dem Grünen Bündnis (FGA),
welches bereits nach der (provisorischen)
Sitzverteilung eine Frau delegierte, - bei der EVP
und bei den Rechtsparteien (SD, EDU, FP)
vorgenommen: Diese bleiben weiterhin mit je einem
Mann im Nationalrat vertreten.

• Im Kanton Tessin (Anhangtabelle 3), in dem die
Männer gleich alle 8 Mandate innehaben, ist
aufgrund qer geraden S'itzzahl eine paritätische
Verteilung auf die Geschlechter möglich. Am
stärksten betroffen von der Ulllverteilung ist die
CVP, deren beide Männer durch zwei Frauen ersetzt
werden. Dieser Eingriff bei der CVP ist deshalb so
massiv, weil die CVP-Frauen gegenüber den Frauen
auf.den anderen Wahllisten am besten abgeschnitten
haben: Sie erhielten fast doppelt soviele Stinlmen wie
die FDP-Frauen und gar fast 4mal mehr als die SP­
Frauen. Nach der Unlverteilung ist die CVP-Delega­
tion also rein weiblich, die SP-Delegation ist
paritätisch zusammengesetzt, und bei der FDP ist
eine Männermehrheit anzutreffen (2: 1). Nur ganz
knapp einem Umverteilungseingriff entging die Lega
dei ticinesi: Ihr vierter Doppelquotient unterscheidet
sich erst bei der zweiten Stelle nach dem Komma von
jenem der CVP - und weil der Doppelquotient der
CVP leicht grösser war als jener der Lega, wurde,
wie erwähnt, die vierte Umverteilung bei der CVP
vorgenommen.

5.4. «Listenvorschrift nlit Korrektur»

Während sich das Modell «Proporzwahl mit Korrektur»
damit begnügt, - wie es die «Quoten-Initiative» vor­
schreibt - die Delegation der Kantone insgesamt ausge­
wogen zu machen, versucht das zweite Modell «Listen­
vorschrift mit Korrektur», auch bei den Parteien selber
nlöglichst ausge~vogene Vertretungen herzustellen; das
heisst, es garantiert, dass pro Partei die Zahl der ge­
wählten Frauen gleich bz»'. maximal um 1 kleiner ist als
die Zahl der gewählten Männer. Dies bedingt eine Kom­
bination von verschiedenen Umverteilungsverfahren und
erfordert stärkere Eingriffe.
Vorbedingung ist, dass bei den Parteien genügend
Frauen aufden Wahllisten kandidieren. Ansonsten wird
- wie beim ersten Umsetzungsmodell- bis zur Vertei­
lung der Mandate auf die Wahllisten nichts anl bisheri­
gen Wahlprozedere geändert.
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Texttabelle 4
Beispiel für das Umverteilungsverfahren «Listenvorschrift
mit Korrektur»
Nationalratswahlen 1995: Solothurn (7 Sitze)
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1995 dem Modell
«Halbe-Halbe»

Gewählte Verteilung nachPartei

FDP

Männer

Frauen

CVP

Frauen

Männer

Frauen

Männer

Kantonstotal
'i"

....

1.

1

o
1

.........

;:..

····.'5

.',.."".'.'.., .. .......•.

,.........~2· .•.•,••••

Anmerkung:
Es werden nur
Wahllisten in die
Umverteilung einbe­
zogen, die minde­
stens I Mandat
erhalten haben

Als ersten Schritt bei der Verteilung der Mandate auf die
Wahllisten sieht das Modell «Listenvorschrift mit Kor­
rektur» vor, dass pro Wahlliste je eine Rangliste mit den
Kandidatinnen und mit den Kandidaten erstellt wird.
Unabhängig von der konkret erhaltenen Stimmenzahl
werden nun die Mandate abwechselnd der Kandidatin
und dem Kandidaten mit den je meisten Stimmen zuge­
sprochen «<Halbe-Halbe»-System). Weil einige Wahlli­
sten eine ungerade Zahl von Mandaten erreichen, wird
mit diesem Umverteilungssystem die kantonale Ge­
schlechterquote nicht immer erreicht. In solchen Fällen
muss zum Umverteilungsverfahren gemäss Doppelquo­
tient übergegangen werden (siehe dazu oben 5.3.). Weil
einerseits die Rechtsparteien häufig nur ein Mandat
erreichen und weil andrerseits der DopPelquotient auf­
grund der wenigen Stimmen, welche die Frauen bei den
Rechtsparteien normalerweise erhalten, tendenziell bei
den rotgrünen Parteien eingreift, kann es nun vorkom-

men, dass bei den rotgrünen Parteien schliesslich die
Zahl der gewählten Frauen die Zahl der gewählten Män­
ner um mehr als 1 übersteigt (vgl. dazu unten, Anhang­
tabelle 2: die SP).6 Texttabelle 4 (Solothum), Anhang­
tabelle 2 (Bem) und Anhangtabelle 4 (Tessin) illustrieren
die Funktionsweise des Modells «Listenvorschrift mit
Korrektur».

• Da im Kanton Solothurn (Texttabelle 4) bei den
Nationalratswahlen 1995 von den 7 Mandaten je 2 an
die FDP, CVP und SP verteilt wurden, kommt das

6 Noch (politisch) geklärt werden muss die Frage der Frauenlisten,
welche in einigen Kantonen seit über 'zehn Jahren Bestand haben, Für
diese könnte eine Ausnahmebestimmung aufgestellt werden, wonach
sie gegebenenfalls auch 2 Frauen alleine in den Nationalrat delegieren
können, Eine andere Möglichkeit bestünde darin, dass die Frauenlisten
eine - ihr ideologisch nahestehende - gemischte Wahlliste bestimmen,

.mit der sie allenfalls ihre 2 Mandate teilen würden,



«Halbe-Halbe»-Modell auf fast simple Art zum Zug:
Je ein Mandat geht an die Kandidatinnen und je eines
an die Kandidaten der drei genannten Parteien. Nach
dieser ersten Verteilungsrunde ist die kantonale
Quote bereits erreicht, die FP bleibt weiterhin allein
durch einen Mann vertreten.

• Beim Beispiel des Kantons Bern (Anhangtabelle 2),
bei dem 8 Mandate umzuverteilen sind, kann das
«Halbe-Halbe»-Modell bei 3 Parteien korrigierend
eingreifen. Die Umverteilung der restlichen zwei
Mandate erfolgt mit dem oben erwähnten Doppel­
quotienten (siehe Kapitel 5.3). Dieser korrigiert
zuerst bei der Grünen Freien Liste (GP), darauf bei
der SP. Nach dieser Umverteilung sind die Delega­
tionen der rot-grünen Parteien mehrheitlich weiblich:
bei den Grünen (FGA wie GP) zu 100%, bei der SP
zu 620/0 (5:3). Paritätisch ist das Geschlechterver­
hältnis bei der FDP (2:2) und bei der SVP (4:4).
Keine Änderungen gibt es bei der CVP, der EVP und
bei den Rechtsparteien (SD, EDU, FP); sie bleiben
weiterhin mit je einem Mann im Nationalrat ver­
treten.

• Im Kanton Tessin (Anhangtabelle 4) nimmt das
«Halbe-Halbe»-Modell bereits drei der vier nötigen
Korrekturen vor (bei der FDP, der CVP und der SP).
Für die vierte Umverteilung wird für jede Wahlliste
der Doppelquotient berechnet, der bei CVP und Lega .
gerundet 0,15 beträgt; erst mit der dritten Stelle nach
dem Komma wird deutlich, dass bei der CVP
korrigiert werden muss. Nach dieser Umverteilung
präsentiert sich die parteipolitische Repräsentation
der Frauen und Männer gleich wie nach der Um­
verteilung nach dem Modell «Proporzwahl mit Kor­
rektur».

5.5. Vergleich der beiden Modelle

Beide Umverteilungsmodelle sind sinnvoll und praktika­
bel. Sie unterscheiden sich folgendermassen voneinan­
der.
• Das Modell «Proporzwahl mit Korrektur» strebt

direkt die kantonale Geschlechterquote an und stört
sich nicht an den geschlechterspezijischen Unter­
schieden zwischen den Parteien (überdurchschnittlich
viele Frauen bei den rot-grünen Parteien, unterdurch­
schnittlich wenige bei den Bürgerlichen, keine
Frauen bei den Rechtsparteien). Es greift vor allenl
bei jenen Parteien ein, die relativ ausgewogene
Wahllisten haben und bei denen die Frauen wenige
oder gar keine Sitze errungen haben - das sind mei­
stens die «liberalen bürgerlichen» Parteien. Da damit·
jedoch kaum die kantonale Quote erreicht wird,
geraten in der Folge besonders die rot-grünen Par­
teien unter Druck, bei denen die Frauen bereits gute
Ergebnisse erzielt haben. Jene Parteien aber, welche
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Abkürzungen der Parteien

FDP Freisinnig-Demokratische Partei der Schweiz
CVP Christlichdemokratische Volkspartei der

Schweiz
SPS Sozialdemokratische Partei der Schweiz
SVP Schweizerische Volkspartei
LPS Liberale Partei der Schweiz
LdU Landesring der Unabhängigen
EVP Evangelische Volkspartei der Schweiz
FGA Feministische und grun-alternative

Gruppierungen (Sammelbezeichnung)
GPS Grüne Partei der Schweiz
SD Schweizer Demokraten
EDU Eidgenössische Demokratische Union
FPS Freiheitspartei der Schweiz
Lega Lega dei ticinesi

kaum Frauen auf ihren Wahllisten haben
(Rechtsparteien), bleiben vor Eingriffen meistens
«verschont» .

• Das Modell «Listenvorschrift mit Korrektur» strebt
dagegen nicht nur Geschlechter-Parität unter den Ge­
wählten pro Kanton an, sondern auch pro Partei. Es
garantiert einerseits, dass pro Wahlliste die Zahl der
gewählten Frauen gleich bzw. maximal unI 1 kleiner
ist als die Zahl der gewählten Männer. Es lässt
andrerseits aber zu, dass die Zahl der gewählten
Frauen - als Unterrepräsentierte im Kanton - auf
einigen Listen die Zahl der gewählten Männer um
mehr als 1 übersteigt, wenn dies zum Erreichen der
kantonalen Geschlechterquote nötig ist. Das. Modell
r«Listenvorschrift mit Korrektur» wirkt namentlich
auch bei den grossen bürgerlichen Parteien, bei denen
es Geschlechterparität herstellt (max. Differenz: 1).
Bei den Rechtsparteien, die nur in Ausnahmefällen
pro Kanton auf 2 Mandate kommen, kann auch dieses
Modell kaum Korrekturen vornehmen.

Fazit

1) Quoten sind in der schweizerischen Politik nichts
Neues: In den obigen Ausführungen konnte in jedem Be­
reich, den die eidg. Volksinitiative «Für eine gerechte
Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden (Initiative
3. März)>> anspricht, auf bereits bestehende Quoten hin­
gewies~n werden, wobei diese im allgemeinen weniger

, strikt sind als die geforderte Geschlechterquote.

2) In den obigen Ausführungen ging es nicht um eine in­
haltliche oder politische Einschätzung der «Quoten-Ini­
tiative». Es ging hauptsächlich um die Frage, ob die For­
derungen der «Quoten-Initiative» wahltechnisch umsetz­
bar seien. Und diese Frage konnte in sämtlichen Punkten
bejaht werden:



• Für vier der fünf Bereiche ist die Umsetzung der
«Quoten-Initiative» problemlos. Es sind dies die
Bundesverwaltung sowie jene Gremien, welche mit­
tels Majorzwahl bestellt werden (Bundesrat, Bundes­
gericht und Ständerat).

• Auch für den Nationalrat, der nach dem Proporz ge­
wählt wird, ist die Umsetzung der Geschlechterquote
ITlöglich; es gibt mehrere Modelle dazu. Keines
vermag jedoch Geschlechterparität bei allen Wahlli­
sten herzustellen (was ja von der «Quoten-Initiative»
auch gar nicht verlangt wird). Die Umsetzungsmo­
delle sind in ihrer Stossrichtung transparent, in den
einzelnen Schritten jedoch sind sie, zugegebener­
massen~ nicht besonders verständlich. Sie teilen
damit das Schicksal der nleisten Wahlsysteme,
besonders des Proporzsystems.

Schlussbemerkung

Das Stichwort der «Proporzsysteme» aufnehmend sei
abschliessend daran erinnert, dass sich die Schweiz 1918
den «Luxus» leistete, dasProporzsystem einzuführen,
um jenen Parteien, die von der politischen Machtverwal­
tung ausgeschlossen waren, mehr Gerechtigkeit bei den
Wahlen widerfahren zu lassen. Dieser Schritt hat - neben
anderen Faktoren - dazu beigetragen, dass die politische
Landschaft der Schweiz sich von der Einparteien-Herr­
schaft weg zu einer auf Integration und Konsens ange­
legten Regienlngsweise hinentwickelt hat, und auch
heute noch haben kleinere Parteien mit ihren Anliegen
eine Chance, ins Parlanlent gewählt zu werden.
Proporz und Listenverbindungen gehören heute in der
Schweiz zu den unbestrittenen politischen Gütern. Trotz­
dem sei die Behauptung gewagt, dass nur ganz wenige
wissen, wie die Stimmen ab Wahlzettel via Proporz und
Listenverbindungen in Mandate umgerechnet werden.
Ähnlich verhält es sich mit dem Anliegen der «Quoten­
Initiative»: Dieses zielt auch auf mehr Gerechtigkeit ab;
die Instrumente sind jedoch nicht besonders transparent,
und es wird auch darüber gestritten, ob diese nicht noch
andere Güter tangierten. Zu solchen Fragen wurde in die­
sem Aufsatz nicht Stellung genommen. Zweck der Aus­
führungen war einzig, allfällige Bedenken bezüglich der
wahltechnischen Umsetzbarkeit der Quoten-Initiative
auszuräumen.
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Anhangtabelle 1
Beispiel für das Umverteilungsverfahren «Proporzwahl mit Korrektur»
Nationalratswahlen 1995: Bern (27 Sitze)
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Umverteilung

DQ IProv'l DQ IProv.\ DQ \Prov. 1 DQ
Gew. Gew. Gew.

; I 0,
73

1 ; 0,
42

1 ~ [0,42 [ ~ IOAZ\;< I 0,26

~ \0,32\ ~ 1°,321 ~ -1°,31 ~ 10,321-~ 1°,321 ~ 10,32

cvp:/···

I (FGA)

Liste (GP)

EiDU

L ... SD

"..

5
3

I

°

3
5

I

°

° 0
I

I

°

~ 1°,14\ ~ 1°,141 ~ 1°,
14

1 ~

~ \~281 ~ 10,281 ~ 10,28 I ~

I ~ I I b I I ~

~ 1°,
14

1

~ I

~ 1°,
28

1

~ 1 I b I I b \ I b

prov'l DQ Iprov'l DQ Iprov'l DQ Iprov'l DQ IProv.
Gew. Gew. Gew. Gew. Gew.

0,14

0,28

°I

°

I

°

I

°

~ 1°,14

~ 1°,28

Korrektur 6: CVP

~ \ 0,
54 1~ I0'- ~ !0,54J .~ 1°.54

1 ~ /1 I ~
Korrektur 3: SP Korrektur 5: SP

; 10,
39

1 ; I 0,
39

1 ; 10,39\ ; \ 0,
39

1 ; \ 0,
39

1 ;

; JO'~~[;41 0,
58

1 : r(f,5~j~-~-1 0,
36

1 ~ I 0,
36

1 ~ 10,36

Korrektur 4: SVP Korre-=-k-tu-r-C:7:-:=SVP

0,32

0,73

0,54

0,39

3J
Korrektur 2: GP

~ 1°,14

~ 1°,28

~ Il,2~1~.1

I
3

I

°

°I

°I

0,14

0,28

1,28

0,32

0,54

0,39

0,911 ~I

Korrektur 1: SVP

32'945 -0
61'167 I

74'805 I °

28'7031 °
209'318 I

270'581 I I

171'87~

133'959 I I

119'5171 I
44'119 °

45'648--ro
143'756 I I

180'8541 I
702'519 3

633'48 3
870'941 5

255'35610
1'221'724 I 8

Erhaltene I Gewählte
Stimmen 1995

Frauen
Männer
EVP

Männer

EDU

Grünes Bündnis (FGA)
Frauen
Männer
Grüne Freie Liste (GP)

Frauen
Männer

SD
Frauen

Frauen
Männer

Frauen
Männer

Frauen
Männer

SVP

Frauen
Männer

CVP

SP

Partei

FDP
Frauen
Männer

FP
rrauen
Männer

33'728 °
339'616 I

0,1 I ~ I 0,1 I ~ I 0,1 I ~ 0,1 ~ 1°,1

1.·.·.-·:·.. ·•.···· ..·.·.·.··.-.·.·.·.·.··.·:·•. ·.:··:...•.•.•.•.:.•.•.•..•.....:...........................•.•..•.' KantOißtOtaI I,;p ......••..

5
22

,:'. 6: CVP-f-~~~~~~M"r7~00~7r~~~~~II
.i17 I I 16

Anmerkungen:
DQ = Doppelquotient / Prov. Gew. = Prov isorisch Gewählte
Es werden nur Wahllisten in die Umverteilung einbezogen, die mindestens 1 Mandat erhalten haben.
Erhaltene Stimmen und Mandate von Teillisten einer Partei wurden zusammengezählt.



Anhangtabelle 2
Beispiel für das Umverteilungsverfahren ~Listenvorschriftmit Korrektur»
Nationalratswahlen 1995: Bern (27 Sitze)

Partei Gewähltei~lli: Modell 2: «Doppelquotient» li .i>(i
1995 «Halbe_··i ••.••.••.•

Halbe» Erhaltene Doppel- Provisorisch Doppe1- Provisorisch ~> ii
Stimmen quotient Gewählte quotient Gewählte ~... tive
.-(-0
i ...·;...

~ - .y~

Frauen 12 180'854 0,17 2 0,17 2 +!iiiZi>
Männer 3 2 702'519 2 2 -\ i>iir
CW>
Frauen 0 0 32'945 0,54 0 0,54 0 u ......{»»
Männer 1 1 61'167 I 1 O.i ·......i\ ii
SP Korrektur 2:SPi>
Frauen 3 4 633'486 0,58 4V,o?J.iSi r...»
Männer 5 4 870'941 4 li3 i >.-2,/)\>\\
SW ·········i\
Frauen 0 4 255'356 0,17 4 0,17 4 {'I ·······i\ i( > .
Männer 8 4> 1'221'724 4 4( [>(i ...........•. 4> >i

EWi> i(\E' ••·......•.. i

Frauen 0 0\ 45'648 0,32 0 0,32 I 0 I >.(( (J
Männer 1 1 ..•.. 143'756 1 1{' ....<>((
Grünes Bündnis (FGA) ~GAl

Frauen 1 J 119'517 1 I I (i>i> >
Männer 0 0 44' 119 0 0 .•••••..•.•..•.. ( .'. ........• \.>.>>

Grüne Freie Liste (GP) Korrektur 1: Grüne Freie Liste ( ..kt" lGPY
Frauen 0 i>.n 17I'8731,L~ 1> I 1\ ......> {.. . ..
Männer 1 1 ..•.••. 133'959 •....... 0 0\>1 •.•••...·......0.
SD I»>i(ii.i\ .~n .

Frauen 0 !» 74'805 0,28 I 0 I 0,28 I 0 'ii •••••• 0(1)(0 ..••...

Männer 1 :(i 270'581 I I •••....••····0 . / ·1 ·.·.
EDU ii \ »TiEDU ..•.

Frauen 0 28'703 0,14 I 0 I .0,14 I 0> 0 ••• ..........> ··········9
Männer 1 209'318 I 1(' Oii 1
FP»(i......•....••..... FP

Frauen 0» 33'728 0,10 I 0 I 0,10 I Oii 0...·. 0
Männer li >.... 339'616 1 1> i\() >( ...••.... 1
KantonstOtal ..•.......ii 1: Grüne Freie Liste 2: SP •.••.....>i\ Kantonstotal

.Prauen I> Jl i> .>\ I 12 I I «(I_iieR>i ,i 13
Männer ··.;~V· .••••.• 15 '., .' 1'[ >tg(!( 14

Anmerkungen:
Es werden nur Wahllisten in die Umverteilung einbezogen, die mindestens I Mandat erhalten haben.
Erhaltene Stimmen und Mandate von Teillisten einer Partei wurden zusammengezählt.

20



Anhangtabelle 3
Beispiel für das Umverteilungsverfahren «Proporzwahl mit Korrektur»
Nationalratswahlen 1995: Tessin (8 Sitze)

21

Partei Erhaltene I Gewählte ~~u~m~v~e~rt:e~il~U~ng~~:~~;;=~;~~~;~~~~~;;l~~~lil;ill;IStimmen 1995
DQ Provi- DQ Provi- DQ Provi- DQ Provi-

sorisch sorisch sorisch sorisch It~~~=n:~~~~:jGewählte Gewählte Gewählte Gewählte ~
Korrektur 2: FDPFDP

Frauen
Männer

24'742

182'821
°
3

0,41 °
3

1

')

1°,141 1

2

0,135

2

+1

-1 2

CVP Korrektur 1: CVP

Frauen 46'614 ° 1 0,15 0,15 I 1

Korrektur 3: SP

Männer

SP

Frauen
Männer

Lega

Frauen

150'977

10'556

87'988

16'948

2

°
2

°

0,24

0,15

°
2

°

0,24

0,15

°
2

° 0,15 °

0,06

0,150 °
~

Männer 113'194 I 1

I:CVP

Anmerkungen:
DQ = Doppelquotient
Es werden nur Wahllisten in die Umverteilung einbezogen, die mindestens I Mandat erhalten haben.



Anhangtabelle 4
Beispiel für das Umverteilungsverfahren ~Listenvorschriftmit Korrektur»
Nationalratswahlen 1995: Tessin (8 Sitze)

22

Partei Gewählte 1995

Provisorisch Gewähltee~~~~~~~~;r-;~~~~~:

0,135o 24'742

Männer 3 182'821 2

CVP Korrektur 1: CVP

Frauen

FDP

o
2Männer

Frauen

SP

Frauen I 0 46'614

I Männer I 2 150'977

10'556

87'988

Lega

Frauen

Männer

o 16'948 0,150 o

(lVllinner , ...

, ··,···3 4

4

Anmerkung:
Es werden nur Wahllisten in die Umverteilung einbezogen, die mindestens I Mandat erhalten haben.




